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Der Regierungsrat wird beauftragt, im Namen des Kantons Basel-Stadt bei der Bundes-
versammlung gemäss Art. 160 Abs. 1 der Bundesverfassung folgende Standesinitiative 
einzureichen: 

"Im Interesse der Glaubwürdigkeit der Schweizerischen Aussenpolitik und zur Wahrung der 
Menschenrechte ist, möglichst im Dringlichkeitsverfahren, die Registrierung und Bewilligungspflicht 
für private Sicherheitsfirmen zu regeln und die Niederlassung von Privatarmeen, welche in Konflikt- 
und Krisengebieten im Einsatz stehen, in der Schweiz zu verbieten." 

Begründung: 

Ende Juli hat sich die britische Aegis Defence Services in Basel als Holding niedergelassen, ohne 
dass dies von den Basler Behörden bemerkt wurde. Bei der Aegis Defence Services handelt es 
sich um eine der weltweit grössten Söldnerfirmen, die hauptsächlich im Irak und in Afghanistan mit 
schätzungsweise 20'000 Söldnern an bewaffneten Kampfhandlungen beteiligt ist. Eine 
Bewilligungs- und Registrierungspflicht existiert in der Schweiz für solche Firmen bisher nicht. 

Seit dem Ende des Kalten Kriegs hat die Zahl privater Sicherheits- und Militärfirmen rasch 
zugenommen. Viele davon sind weltweit aktiv und stehen in zahlreichen Kriegsgebieten im 
Einsatz. Private Militärfirmen sind zu einem riesigen Geschäft geworden. Der Einsatz solcher 
Privatarmeen in Kriegs- und Krisengebieten ist jedoch äusserst fragwürdig. Wegen Menschen-
rechtsverletzungen oder Verstössen gegen das Völkerrecht geraten Privatarmeen immer wieder in 
die Schlagzeilen. Angestellte von Privatarmeen sind nicht wie reguläre Armeen an völkerrechtliche 
Normen gebunden und die Umgehung von nationalen oder internationalen Regeln ist einfach. 
Verletzungen des Völkerrechts und der Menschenrechte durch Privatarmeen sind durch die 
bestehenden nationalen und internationalen demokratischen Kontrollmechanismen nur schwer zu 
ahnden.  

Die Schweiz hat sich auf internationaler Ebene für die Regulierung und Kontrolle privater 
Sicherheits- und Militärfirmen eingesetzt. Der Bundesrat hat 2005 in einem Bericht eine 
Auslegeordnung über Fragen rund um das staatliche Gewaltmonopol und das Verhältnis zu 
privaten Sicherheits- und Militärfirmen verfasst. Auf Grund einer Initiative der Schweiz wurde 2008 
von 17 Staaten das Montreux-Dokument, ein offizielles UNO-Dokument, verabschiedet, welches 
einen Überblick über die Verpflichtungen gibt, welche aus dem Völkerrecht und den 
Menschenrechten erwachsen und daraus Empfehlungen ableitet für den Umgang der Staaten mit 
privaten Sicherheits- und Militärfirmen.  

Trotz dem aussenpolitischen Engagement der Schweiz fehlt bisher eine Regelung und 
Bewilligungspflicht für die Zulassung privater Sicherheits- und Militärfirmen in der Schweiz. 
Offensichtlich hat der Bundesrat den Regelungsbedarf unterschätzt, wohl in der Annahme, dass 
die Schweiz kein attraktiver Standort für private Militärfirmen ist. Die Niederlassung der Aegis 
Defense Services in Basel macht diese Fehleinschätzung nur allzu deutlich. Der Kanton BS hat 
alles Interesse, dass dieser rechtsfreie Raum so rasch als möglich geschlossen wird. Eine 
Söldnerfirma, die in Kriegsgebieten operativ tätig ist, hat hier nichts zu suchen und ist nicht 
vereinbar mit der Glaubwürdigkeit der schweizerischen Aussenpolitik. 

Jürg Stöcklin 


